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/Hckz Aehn e ie t hdheze ?
' 'L A a v '

A u d i  der Arbeitnehm er profitiert von  Investitionen

In der nationialökonomisdien W is­
sens diiaft besteht heute w eit­

gehende überednstiinmung darüber, 
daß die Möglidikeiten, die Lohn­
quote durdi Nominallohnerhöhung 
zu vergrößern, sehr begrenzt sind. 
Denn langfristig w eist die Lohn­
quote während der letzten 30 Jahre 
trotz grundlegender wirt'sdiaft- 
lidier und sozialer Veränderungen 
in fast allen Industrieländern eine 
bem erkenswerte Konstanz auf. Das 
sdiließt allerdlnigs kurzfristige, sidi 
möglidierweise über m ehrere Jahre 
hinweg erstredcemde Sdiwankun- 
gen von etw a maximal 5 Punkten 
über und unter 60"/» (wenn man 
die Bruttolohnquote zugrunde legt) 
n id it aius. N idit zuletzt die Entwidc- 
lung in der Bundesrepublik in den 
letzten Jahren  bestäitigt diese Be- 
obaditung. So stieg  die Bruttolohn­
quote bell uns, bedingt diurdi außer- 
ordentlidi starke Nominallohnstei­
gerungen bei gleidizeitig relativ 
geringen Präiserhöhungsmöglidi- 
keiten auf dem  Binnenmarkt in­
folge w adisenden Importdrudis, 
von 60,6"/o im Jahre 1960 auf 62,3®/o 
im Jah re  1961 an.

Ein 'soldier Zustand läßt sidi 
aber n id it auf dde Dauer halten. 
Vielmehr gleidit die gegenwärtige 
konjunkturelle Lage einer W ande­
rung auf Bdimalem Grat un ter stän­
diger Gefahr eines Absturzes. W ir 
stehen heute, wenn insbesondere 
die Lohn- im d SoziaDcostenbela- 
stung ider W irtsdiaft nidit abnimmt, 
vor der ernsten Alternative, ent­
weder ü i eine stärkere inflationi- 
stisdie Entw iddung oder in eine 
w irtsdiaftlidie Depression mit Be- 
sdiäftigungsrüdcgang und A rbeits­
losigkeit hineinzugeraten.

G estattet d ie  Investitionsquote  
R eallohnerhöhungen?

Nun w ird vielfadi von seiten der 
Gewerksdiaften als Argument da­
für, daß 'die gegenw ärtigen Lohn- 
und SoziälkostensteigeTungen ohne 
ernste Gefährdtmg hingenommen 
werden könnten, auf die Höhe der 
lnvestitionsqu0 te in der Bundes­

republik hingewiesen, die durdiaus 
einen Rüdigang vertrage. In der 
Tat liegt die Investitionsquote in 
der Bundesrepublik in  den letzten 
zehn Jahren  im D urdisdinitt w esent­
lidi über den Investitionisquoten in 
Belgien, England, Frankreidi und 
den USA. Entsprediend w ar der 
prozentuale A nteil des privaten 
Verbraudis um  5 bis 10 Vo niedriger 
als in diesen Ländern.

Allerdings ersdieint es nadi den 
bisherigen Erfahrungen außer- 
ordentlidi fraglidi, ob eine Er­
höhung der Verbraudisquote auf 
Kosten der Investitionsquote tat- 
sädilidi audi im Interesse d er Ar­
beitnehm er selbst liegt. Gerade die 
Entwidilung der letzten zehn Jahre 
ha t gezeigt, daß der prozentuale 
Anteil von V erbraudi und Investi­
tion am Sozialprodukt als soldier 
über den Lebensstandard der Ar­
beitnehm er wenig oder nidits be­
sagt. V ielmehr kommt es hierfür 
auf die absolute Größe des Anteils 
an. Eine niedrige V erbraudisquote 
kann daher -  ceteris paribus — einen 
höheren Lebensstandard bedeuten 
als eine hohe Verbraudisquote, 
wenn im ersteren Fall der gesamte 
„Kudien“ (Volkseinkommen) größer 
ist. Einen soldien ständig größer 
w erdenden „Kudien" aber haben 
w ir in den letzten zehn Jahren in 
der Bundesrepublik erlebt. Ursädi- 
lid i hierfür w ar n id it zuletzt die 
überdurdisdinittlidi hohe Investi­
tionsquote, die ihrerseits ein über- 
durdisdinittlidiies W adistum  und 
eiinten überdurdisdinüttlidien Pro- 
duktivitätszuWadis' induzierte. Das 
aber w ar wiederum die Vorausset­
zung für Reallohnerhöhungen, die 
mit rund 75»/o von 1950 bis 1960 
ein Ausmaß erreiditen w ie in kei­
nem anderen w estlidien Industrie­
land einsdiließlidi der USA.

Getpinn streben  —
G rundsatz d er  M arktw irtschaft

Im übrigen sollte n id it übersehen 
Werden, daß wir in  einer Volks­
w irtsdiaft leben, die ihre ökonomi­
sdien Antriebe zu einem wesent-

lidien Teil aus dem Gewinnstreben 
der Unternehmer bezieht. Das 
heißt, es muß auf jeden Fall eine 
M indestrendite erw irtsdiaftet w er­
den, um  auf die D auer'e inen  aus- 
reidienden Besdiäftigungsstand und 
eine hinreidiende Investitionsfreu­
digkeit der Unternehmer zu sidiern. 
Für die Höhe dieser M indestrendite 
läßt sidi kein bestimm ter Prozent­
satz angeben. Die A ntworten müs­
sen vielmehr, je  nadi der allge­
meinen w irtsdiaftlidien Lage und 
den Erwartungen der Unternehmer, 
sehr unterschiedlich lauten.

Es hat den Ansdiein, daß wir in 
der häutigen konjunkturellen Situa­
tion auf zahlreidien W irtsdiafts- 
bereidien diese M indestrendite 
sdion erreicht haben, so daß w ei­
tere Kostenerhöhungen — bei 
gleidizeitiger Begrenzung der Wei- 
terwälzungsm öglidikeiten — de­
pressive Entwidclungstendenzen 
auslösen müssen. Auf den, Zinsfuß 
als Regulator sollte man sidi dabei 
nidit allzusehr verlassen. Denn 
wenn der Unternehmer die weitere 
w irtsdiaftliche Entwicklung pessi- 
mistisdi einschätzt und nicht mit 
einem Fortgang der Prosperität 
rechnet, w ird ihn aud i ein niedri­
ger Zinsfuß nicht dazu verlodten 
können, seine Investitionen wieder 
zu erhöhen. Noch haben w ir diesen 
Punkt nicht erreidit, aber w ir kön­
nen uns sdineller in einer solchen 
Lage befinden, als man heute all­
gemein anzunehmen geneigt ist.

A usw irkungen  einer rückläufigen
G ewinn- u nd Investitionsquote

Audi die strukturellen Auswir­
kungen eines Rückgangs der Ge­
winn- und dam it der Investitions­
rate sollten nicht untersdiätzt w er­
den. Rückläufige Gewinne sind 
gleidiibedeutend m it einer A bnah­
me der Selbstfinanzierungsmöglich­
keiten. Von dieser Entwidclung 
aber werden in erster Linie die Un­
ternehmen getroffen, die nicht die 
M öglidikeit haben, auf den Kapi­
talm arkt auszuweicfaen. Zu dieser 
Gruppe gehört aber der überw ie­
gende Teil der Mittel- und Klein­
betriebe in  der Bundesrepublik.

2 8 0 1 9 6 2 /V I I



Bei einem Fortgang der bisheri­
gen Einkommens- und Kostenent­
wicklung geraten w ir in die Gefahr, 
über unsere V erhältnisse zu leben, 
d .h . m ehr zu verbrauchen als zu 
produzieren. Der notwendige 
schmerzliche Anpassungsprozeß 
wird dann aber nicht lange auf sich 
w arten lassen.'Es kommt zu R ea l-/ 
löhnschmälerungen oder Beschäfti- ■ 
gungseinbußen. Geben wir aber d e r '

. Investition den Vorrang, s» profi­
tie rt davon auf längere Sicht auch 
der A rbeitnehm er am stärksten. Er 
hat es zudem durch eine erhöhte 
Sparrate selbst in  der Hand, sich 
gleichz’eitig auch einen stärkeren

Anteil als bisher' an der Vermö-' 
gens!bildung der Volkswirtschaft zu 
sichern. '

Zur Förderung einer solchen Ent­
wicklung sollte auch der Staat in 
stärkerem  Maße als bisher beitra­
gen. Dazu ist nicht zuletzt eine 
Finanz- un'd ,Steuerpalitik notwen­
dig, die durch besseren Finanzaus­
gleich zwischen Bund und Ländern 
und verstärkte Inanspruchnahme 
des, Kapitälmarkts, vor allem bei 
öffentlichen Investitionen, für eine 
Ermunterung d er Investitionsfreu- 
digkeit der Unternehmien und stär­
k ere Vermögensbildung in Privat-, 
hand sorgt. (K. J. U.)

Lohnpolitik mit gescllschaftspolitisdier Z ielsetzung

D e r  V erlauf , der jüngsten lohn­
politischen Auseinandersetzungen 
in  der Bundesrepublik — wie teil­
w eise auch in den Nachbarlän­
dern — muß jeden unvoreingenom­
m enen Beobachter mit Sorge erfül­
len. W ährend der Politiker in er­
ster Liiiie an die unverkennbare 
Verschlechterung des gesellschaft­
lichen Klimas im Staate denkt, sieht 
der Ökonom vor allem die w irt­
schaftlichen Folgen der neuen Ta­
rifabschlüsse. Der Gegensatz zwi­
schen beiden Betrachtungsweisen 
führte geradezu zwangsläufig zu 
Interessenkonflikten, sobald der 
S taat — sei es in Gestalt einer Lan­
des- o(ier auch der Bundesregie­
rung — intervenierte, ln jedem 
Fall mußte wirtschaftlich ein hoher 
Preis für die W ahrung des Arbeits­
friedens gezählt werden. Ein zu 
hoher? Diese Frage erregt die Ge­
m üter m it Recht, denn unsere w irt­
schaftliche Zukunft wird maßgeb­
lich davon abhängen, ob es auf die . 
D auer gelingt, die Lohnerhöhungen

mit den ökonomischen Gegeben­
heiten abzustimmen, und zwar nach 
oben wie auch nach unten!

Solange es sich bei den Lohn­
forderungen nur um die Korrektur 
der verzögerten Anpassung zu Be­
ginn des Aufschwungs handelt, wäre 
wenig dazu zu sagen. Zumindest 
in der Bundesrepublik werden aber , 
diese Grenzen Offensichtlich ge­
sprengt. Dafür spricht einmal das 
offen ausgesprochene Ziel der Ge­
werkschaften, über die Lohnpolitik 
eine Änderung der Einkommens­
und Vermögensverteilung zu er­
zwingen, und zum anderen die völ­
lige „Austrocknung" des Arbeits­
marktes, die den Gewerkschaften 
eine einmalig starke Machtposition 
verschafft hat. Je  mehr nun in die­
ser Situation die Lohnbildung in 
den Sog gesellschaftspolitischer Vor­
stellungen gerät, desto unerläßlicher 
ist es, die dabei berührten ökono­
mischen Zusammenhänge gründlich 
zu durchdenken. Es so ir  dabei kei­
neswegs übersehen werden, daß der

Lohn als wichtigste Einkommens­
quelle der meisten Menschen ein 
„Preis" besonderer Art ist. Aber 
andererseits wäre es viirklichkeits- 
fremd, im Lohn nicht auch nüchtern 
die kalkulierbaren Kosten für die 
Inanspruchnahme des Produktions­
faktors Arbeit zu sehen.

L oh n po litik  im  R ahm en
des P roduktivitä tsfortschritts

Den Ausgangspunkt für die fol­
genden Überlegungen bildet das 
Betriebsergebnis in Form der Wert- 
schöpfung. Sie ergibt sich etwas 
vereinfacht aus den V erkaufserlö­
sen abzüglich der Vorleistungen 
anderer Unternehmen. Aus diesem 
Betriebsergebnis werden die beiden 
Produktionsfaktoren Arbeit und 
Sachkapital sowie der Unternehmer 
für ihren Beitrag zur gemeinsamen 
Leistung entlohnt. Die Frage ist 
jetzt: W as geschieht, wenn der Ar­
beitslohn erhöht wird?

Solange die Lohnerhöhung im 
Rahmen der betrieblichen Produk­
tivitätssteigerung bleibt, steht ihr 
anteilig ein entsprechendes Mehr 
an zusätzlicher W ertschöpfung ge­
genüber, und der Prozeß verläuft 
reibungslos. Diese Relation wird 
als Maßstab „angemessener" Lohn­
erhöhungen — für die Volkswirt­
schaft insgesamt — viel zitiert. 
Seine Gültigkeit ist zwar von ganz 
bestimmten, nicht immer eifüllten 
Voraussetzungen abhängig, doch 
bietet er in der Regel wenigstens 
eine brauchbare Faustregel zur Ori­
entierung.

Gellt nun die Lohnerhöhung weit 
über die Produktivitätssteigerung 
hinaus, so beansprucht sie u. U. 
mehr als den gesamten Anstieg des 
Betriebsergebnisses. Bei feststehen­
den Zins- und M ietzahlungen heißt 
das, daß der Unternehmergewinn
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absolut zurückgeht. Je tzt kommt 
alles weitere auf die Reaktion der 
Unternehmer an, ihr V erhalten in 
dieser Phase bestimmt die lang­
fristigen Folgen des „übermäßigen" 
Lohnauftriebs für die gesamte 
Volkswirtsdiaft.

Die erste Reaktion besteht häufig 
in dem Versudi, das Betriebsergeb­
nis durdi eine Preisheraufsetzung 
zu erhöhen, d .h . die Lohnkosten­
steigerung, auf die Abnehmer fort­
zuwälzen. Bei reidilidier Geldver­
sorgung der Volkswirtsdiaft ist das 
zumindest einem Industriezweig 
als Gesamtheit relativ  leid it mög- 
lidi — wenn nidit die Konkurrenz 
ausländisdier Unternehmen mehr 
oder weniger enge Grenzen setzt! 
Diese M arktlage ist heute in vielen 
Brandien gegeben. Die Beeinträdi- 
tigung des Unternehmergewinns ist 
damit unausweidilidi.

K reditau fn ahm e oder
E inschränkung d er Investition?

W enn man einmal von der un­
bedeutenden Möglidikeit, die Ent­
nahmen zu verringern, absieht, hat 
der Unternehmer jetzt nur die 
W ahl zwisdien höherer Kreditauf­
nahme oder Einsdiränkung der In­
vestitionen. Seine Entsdieidung ist 
dann völlig abhängig von einem 
psydiologisdien Faktor, nämlidi 
von den Gewinnerwartungen für 
die Zukunft; sdiließlidi werden 
private Investitionen in der Regel 
nidit um ihrer selbst willen vor­
genommen, sondern zur Erwirt- 
sdiaftung eines Gewinns.

Eine w iditige Rolle kommt dabei 
zweifellos den Kreditbedingungen 
zu, vor allem dem Zinsniveau. 
N idit selten w ird gerade in diesem 
Zeitpunkt die steigende Kredit- 
nadifrage auf eine restriktive, ge­

gen den Preisauftrieb geriditete 
Kreditpolitik treffen, so daß der 
Kapitalzins aufwärts tendiert. In 
der Bundesrepublik sind zwar in 
dieser H insidit der Bundesbank 
durdi Zahlungsbilanzrüdcsiditen 
w eitgehend die Hände gebunden, 
jedodi ist das Zinsniveau n id it zu­
letzt infolge perm anenter staat- 
lidier Interventionen (z. B. W oh­
nungsbaufinanzierung) institutionell 
ohnehin relativ  hodi und w ird 
durdi den w adisenden Anleihebe­
darf der öffentlidien Hand w eiter 
gestützt werden.

W ürden aber diese Sdiwierig­
keiten n id it vielleidit entfallen, 
wenn die Arbeitnehm er die Be­
träge, die ihnen über den „produk- 
tivitätsgerediten" Lohn hinaus zu­
gehen, sparen? Immer wieder 
taudit dieser Gedanke in der Dis­
kussion auf. Hierzu ist zunädist 
festzuhalten, daß daran n id it etwa 
ohne weiteres Hoffnungen auf 
einen sinkenden Kapitalzins ge­
knüpft w erden könnten, da sidi die 
zusätzlidie Kapitalbildung bei den 
Arbeitnehmern und der zusätzlidie 
Kapitalbedarf bei den Unterneh­
mern genau entspredien. A ller­
dings würden zumindest die oben 
dargestellten Tendenzen zum An­
stieg des Kapitalzinses gebremst. 
Die eigentlidien Mängel dieser ge- 
danklidien Konstruktion liegen in­
dessen darin, daß nadi allen bis­
herigen Erfahrungen weder die 
Sparquote der A rbeitnehm er auf 
Kosten der V erbraudisquote ent­
sprediend steigt, nodi die Unter­
nehmer geneigt sind, die Selbst­
finanzierung auf die Dauer stärker 
einzusdiränken.

Dieses V erhalten der Unterneh­
mer ist keinesfalls unverständlidi. 
Zwar ist der Lohnanstieg an sidi

als Rationalisierungsmotiv ein zu- 
sätzlidier Investitionsanreiz. Aber 
auf der anderen Seite hat das 
Fremdkapital eine Reihe von N adi­
teilen gegenüber der Selbstfinan­
zierung; Es ist teurer, muß über­
wiegend regelmäßig bedient wer­
den, versdiafft u. U. den Banken 
ein M itspradieredit oder steigert 
generell die Publizitätserforder­
nisse. Zumindest werden jetzt 
bei einer Investitionsentsdieidung 
höhere A nsprüdie an die Gewinn­
erwartungen gestellt! und wenn 
etwa dabei allmählidi die Meinung 
an Boden gewänne, der Lohnauf­
trieb werde in absehbarer Zeit, 
stets über die erzielbaren Pro- 
duktivitätsfortsdiritte hinausgehen, 
ohne daß sidi die M öglidikeiten 
der Überwälzung über den Preis 
besserten, w ären Rüdewirkungen 
auf die Investitionsneigung unaus- 
weidilidi.

V erm inderung  
d er Selbfinanzierungtquote?

Ob nun in der Bundesrepublik 
die Selbstfinanzierungsquote tat- 
sädilidi etwas zurüdcgedrängt wird 
oder nidit, auf jeden Fall spredien 
alle Überlegungen dafür, daß eine 
expansive Lohnpolitik im darge­
stellten Sinne als Dauerersdiei- 
nung die Investitionstätigkeit der 
Unternehmen mehr oder weniger 
stark — eine genauere Aussage 
ist einfadi nidit möglidi — beein­
träditigen würde. Daraus folgt 
zwangsläufig, daß von dieser Seite 
her das W adistum  des Sozialpro­
dukts sowie die internationale 
Konkurrenzfähigkeit der deutsdien 
W irtsdiaft in ungünstigem Sinne 
beeinflußt werden. N egative Rüds- 
wirkungen audi auf den Anstieg 
des Lohnniveaus könnten nidit 
ausbleiben, selbst wenn es den Ge-
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werkscäiaften zunädist zeitweilig 
gelänge, eine höhere Lohnquote 
durdizusetzen. H ier liegt einfadi 
ein  ed iter Konflikt zwisdien dem 
Ziel größtm öglidien W adistums 
und dem — politisdien — Ziel 
einer „gerediten" Einkommensver­
teilung vor. N ur eine Änderung 
der V erhaltensw eise im Sinne ver­
ringerter A nsprüdie auf „ange­
m essenen" Gewinn und einer stei­
genden Sparquote der A rbeitneh­
mer könnte den Konflikt absdiwä- 
dien. Es bedarf aber offensiditlldi 
eines längeren Zeitraums, um beide 
P artner an eine soldie V erhaltens­
w eise zu gewöhnen.

Im  gegen seitigen  V erständnis

Die Hindernisse für eine allseitig 
annehm bare Lösung in  der Bundes­
republik dürften vielm ehr vor 
allem  historisdier A rt sein: die Er­
fahrungen m it der Entreditung der 
A rbeitnehm er im Dritten Reidi sind 
nodi zu jung und lassen den Ge­
w erksdiaften jede tatsädilid ie oder 
verm eintlidie Einengung der Tarif­
autonom ie als Alarmsignal ersdiei­
nen. H ier bedürfte es zweifellos 
geduldiger Bemühungen, die Ge­
w erksdiaften — audi in ihrem 
eigenen Interesse — mehr in  die 
gesam tw irtsdiaftlidie V erantwor­
tung hineinzuziehen. Das geplante 
Sadiverständigen - Gremium kann 
dabei wenig hèlfen, zumal es von 
vornherein  — und sei es unge­
wollt — mit dem Odium behaftet 
ist, den Gewerksdiaften ihre „Maß­
losigkeit“ von unabhängiger W arte 
nadiw eisen zu sollen.

Die Lohnbildung aber ist heute 
einfadi ein Politikum, dem nur 
durdi Einflußnahme auf die Träger 
der Lohnpolitik beizukommen Ist. 
W enn audi die Erfahrungen ande­
rer Länder (z. B. in Großbritannien, 
den Niederlanden und österreid i) 
erst wenig Erfolg erhoffen lassen, 
so müßte in der Bundesrepublik 
wenigstens der V ersudi gem adit 
werden, die Interessenten ~  Ge­
werksdiaften, Arbeitgeber, Bundes­
regierung — institutionell regel­
mäßig an einen Tisdi zu bringen, 
um als Voraussetzung jeder Lösung

das gegenseitige Verständnis und 
das allgemeine Klima zwisdien 
den Beteiligten zu verbessern. Das 
braudit keineswegs gleidi — wie 
für einen Bundeswirtsdiaftsrat be- 
fürditet — zu einer A rt N ebenpar-. 
lam ent zu führen. Auf jeden Fall 
handelt es sidi hier um ein grund­
legendes Problem, dessen Bewälti­
gung in der Bundesrepublik ange­
sidits der dironisdi angespannten 
Arbeitsm arktlage von aussdilag- 
gebender Bedeutung für die Auf­
rediterhaltung eines befriedigen­
den W irtsdiaftswadistum s ist. (gg)

Investitionen sind Verm ögenszuw achs

E in e  unm ittelbare Gegenüberstel­
lung von „Lohn- bzw. Investitions­
quote“ ersdieint n id it unbedingt 
sinnvoll: Formal gesehen werden 
die Netto-Investitionen, die ihrer­
seits Vermögenszuwadis darstel­
len, aus dem Betriebsgewinn her­
aus finanziert, X w ährend die Löhne 
als Kostenfaktor eben unter den 
Aufwendungen in der Gewinn- 
und V erlustredinung ersdieinen. 
Nun ist allerdings n id it abzuleug­
nen, daß ein Teil der Aufwendun­
gen bzw. der kalkulatorisdien Ko­
sten, näm lidi die Absdireibungen, 
keineswegs auf Heller und Pfennig 
genau nur den Ersatz der Anlagen 
bewirken, sondern in der Regel 
ein verstedctes Element W ertzu- 
wadis in sidi tragen: Insofern mo­
derne M asdiinen z. B. leistungs­
kräftiger sind als die damit ersetz­
ten alten, tritt ein Substanzzuwadis

in Ersdieinung. Mit anderen W or­
ten: Ein Teil der Ersatzinvestitio­
nen enthält in W irklidikeit einen 
guten Sdiuß Vermögenszuwadis; 
hinter diesem Teil der „Kalkula­
torisdien Kosten" verstedct sidi 
ein Element Gewinn.

Lohnquote von ujirtschafts- 
politisch en  E rw ägungen abhängig

Man pflegt heute n id it m ehr den 
Gegensatz zw isdien Kapital und 
A rbeit dam it zu karikieren, daß 
man gewinngierige A ktionäre und 
lohnheisdiende Proletarier als A nti­
thesen dem onstriert. Die Entsdiei- 
dung darüber, w eldier Teil des Un­
ternehmensgewinns zu Lohnerhö­
hungen, w eldier zur Anlagenerwei­
terung und w eldier sdiließlidi zur 
A ussdiüttung vorgesehen wird, ist 
keineswegs nur das Resultat anta-

Neue Ideen - 
neue Kontakte- 

neue Märkte
i
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gonistisdier Machtkämpfe, sondern 
weitgehend auch von überbetrieb­
lichen, z. T. brandienpolitischen 
oder generell wirtschaftspolitischen 
Faktoren abhängig. Dabei spielt 
häufig die Einsicht der Arbeitneh­
mer und ihrer Organisationen eine 
nicht unwesentliche Rolle: Ohne 
die Zurückhaltung der deutschen 
Gewerkschaften in den Fragen der 
Entlohnung wie auch der Arbeits­
bedingungen wäre die M oderni­
sierung der Betriebsausrüstungen 
in der Zeit nach dem zweiten 
W eltkriege nicht möglich gewesen. 
Damals sahen — nach Zerstörung 
und Demontage — alle Beteiligten 
mehr oder weniger ein, daß zu­
nächst einmal die Sicherung der 
Arbeitsplätze bzw. der Betriebs­
ausrüstung Vorrang haben mußte. 
Man kann insofern geradezu von 
einer Periode der „Betriebsgewinn­
tolerierung" seitens der deutschen 
Arbeiterbewegung nach dem Kriege 
reden.

Diese Periode f ie l , weitgehend 
zusammen mit einer Zeit der Funk­
tio n su n fä h ig k e it— partiell oder 
generell — des Kapitalmarktes. 
Seither hat sich dieses Bild gewan­
delt: Nicht zuletzt die W ieder­
erstarkung und vielleicht auch die 
Konzentration des Banksystems hat 
dazu geführt, daß die Finanzierung 
durch Kapitalemissionen mehr und 
mehr an Raum gewonnen hat.

Speku la tion  m it Effekten

überspitzt könnte man sagen: 
ü b er den Preis finanziert — d.h. 
durch Schröpfung der Abnehmer 
und des Endverbrauchers — wurde

insbesondere in der Zeit, als es der 
Masse der Verbraucher infolge 
ihrer relativ niedrigen Einkommen 
noch relativ  schlechter ging. Als es 
ihnen besser zu gehen begann, 
wurde mehr und mehr das Spar- 
kapital, allerdings entsprechend 
„kum uliert“ durch den Banken­
mechanismus, zur Finanzierung der 
Investitionen herangezogen. Das 
geschah vor allem mit dem Anreiz 
größerer Kursgewinne, weniger an­
gesichts eventueller Hoffnungen 
auf eine größere Rendite.

Nun ist inzwischen das Speku- 
latiorisfieber abgeebbt, und die 
A ktionäre bleiben — bei teilweise 
gesunkenen Kursen — auf ihrer 
spärlichen Rendite (spärlich am 
Börsenwert gemessen!) sitzen. Die 
A ttraktion des Kapitalm arktes hat 
nachgelassen; es erscheint natür­
lich, wenn man sich wieder der 
guten alten Sitte der Finanzierung 
über den Preis erinnert.

K an n  m an heute 
über den  P reis finanzieren  ?

Aber es geht nun doch eigent­
lich weniger um die Frage; Darf 
man das oder soll man das? Es 
geht vielmehr darum; Kann man 
das? W enn gerade im Gemein­
samen M arkt erhebliche Investitio­
nen , zur Aufrechterhaltung der 
W ettbewerbsfähigkeit notwendig 
würden, so müßte das doch bedeu­
ten, daß die alten Anlagen eben 
nicht mehr wettbewerbsfähig sind, 
weil sie mit zu hohen Kosten 
arbeiten. W enn das zutrifft, so 
muß der Modernisierungswelle 
eine Periode nachgefolgt sein, in

der man eben nicht ausreichende 
Ersatz- bzw. Erneuerungsinvesti­
tionen vorgenommen hätte  — und 
das w äre angesichts der anhalten- _ 
den Hochkonjunktur gleichbedeu­
tend mit der Annahme, daß zuviel 
an M itteln entweder in Form von 
Gewinnen, d. h. Betriebssubstanz, 
ausgeschüttet worden wäre.

R ückläufige W ettbew erbsfäh igkeit 
is t XU bezw eifeln

Bis zur Aufwertung der D-Mark 
hat der W eltm arkt kaum eine 
Rückläufigkeit der deutschen W ett­
bewerbsfähigkeit erkennen lassen. 
Seither hat sich eine gewisse Ge­
sundung der Handelsbilanz eigent­
lich hauptsächlich durch eine über­
durchschnittliche Steigerung der 
Einfuhren abgezeichnet. Das könnte 
vielleicht darauf hindeuten, daß 
auf manchen Konsumgütersektoren 
die W ettbewerbsfähigkeit des Aus­
landes — nicht zuletzt auch durch 
währungspolitische M anipulationen 
wie in  Frankreich — gestiegen ist, 
wie sich auch zugleich ein gehobe­
neres N iveau des M assenver­
brauches damit abzuzeichnen be­
gann. Aber es ist doch wohl ein 
w eiter Schritt zu der Annahme, 
das Binnenland habe zuviel ver­
braucht; Schließlich haben wir nach 
jahrelanger Anhäufung papierener 
Ansprüche gegen das Ausland, 
dem wir unsere W aren schickten, 
nun endlich einmal begonnen, uns 
auch W aren schicken zu lassen . . .

Soweit wirklich eine Einschrän­
kung der deutschen W ettbew erbs­
fähigkeit auf dem W eltm arkt ein­
getreten ' ist, dürfte es sich hier

W öchentliche Fracht-Schnelldienste nach den  USA
Wachentlidie Abfahrten Ton Bremen, Bremerhsven nnd H»mbnrg direkt nach New York nnd 
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eher um eine Gesundungsersdiei- 
nung handeln: nach jahrelangem 
stürmischem Vorstoß auf allen Ex­
portm ärkten muß ja  schließlich ein­
m al eine Abflachung der Export­
kurven  kommen, zumal inzwischen 
eine ganze Reihe von übersee­
ischen Ländern in Schwierigkeiten 
geraten  sind.

In vestition  un ter V erzid it 
a u f  Verbrauchssteigerung?

Soweit dagegen die Hoffnungen, 
die der Gemeinsame M arkt mit 
Recht aufkommen läßt, bei Neu­
investitionen Pate gestanden haben, 
dürfte es sich zu einem nicht gerin­
gen Teil im Grunde weniger um 
Erneuerungs- als um Erweiterungs-

investitionen handeln, die eine zu­
künftige Absatzerweiterung vor­
wegnehmen. A ndererseits w ird 
natürlich ein Fortbestehen der Voll­
beschäftigung den Ersatz von (feh­
lenden) A rbeitskräften durch Ratio­
nalisierungsvorgänge nötig werden 
lassen. W ie w eit erfordert das 
alles eine eventuelle Abschöpfung 
des Produktivitätszuwachses durch 
die Kapitalbildung, un ter Verzicht 
auf Verbrauchssteigerungen? Die 
Sicherung der Investitionen wie 
des sozialen Friedens setzt eines 
voraus: Gleichmäßiges Wachstum 
— das aber läßt sich nur erreichen 
durch eine wohlabgewogene Kon­
junkturpolitik, die ihre „blueprints" 
bereit hält. . (K.)

Lohnpolitik in der wachsenden Wirtschaft

E in e  hohe W achstimisrate des 
Sozialprodukts, Vollbeschäftigung, 
Geldw ertstabilität und eine ge­
rechte Einkommensverteilung sind 
die allgemein anerkannten Ziele 
d e r W irtschaftspolitik. Betrachtet 
m an die Entwicklung in  der Bun­
desrepublik Deutschland während 
der vergangenen zwölf Jahre, so 
kommt man zu dem Ergebnis, daß 
zum indest zwei dieser Ziele weit­
gehend verwirklicht worden sind.

Das Volkseinkommen stieg von 
90,3 Mrd. DM im Jah re  1951 auf 
214,7 Mrd. DM im Jahre 1960. Dies 
entspricht einer Wachstumsrate 
von durchschnittlich 9 “/o. Auch die 
Vollbeschäftigung ist in der Bun­
desrepublik se it Jahren  erreicht. 
Seit 1955 beträgt die Zahl der Ar­
beitslosen weniger als eine Million, 
w as einer Arbeitslosenquote von 
w eniger als 5 “/(> der abhängigen 
Erwerbspers'onen entspricht.

Nicht erreicht worden ist dage­
gen das Ziel der Geldwertstabilität. 
Bedingt durch fortwährende Ex­
portüberschüsse und durch eine 
fortdauernde hohe Inlandsnach­
frage w aren Preissteigerungen trotz 
w iederholter scharfer restriktiver 
M aßnahmen im Bereich der Geld- 
und Kreditpolitik nicht zu vermei­
den. Der Preisindex für die Lebens­
haltung stieg  von 1951 bis 1960 um 
14®/o, wobei bem erkenswert er­
scheint, daß der Preisindex für die

untere V erbraudiergruppe w esent­
lich stärker angestiegen ist als der 
für die obere Verbrauchergruppe.

Dennoch können in allen Berei­
chen der Volkswirtschaft erhebliche 
Realeinkommenssteigerungen fest­
gestellt werden. Trotz einer Ver­
kürzung der Arbeitszeit stiegen die 
Bruttoarbeitsverdienste der Indu­
striearbeiter von 1951 bis 1960 um 
fast 85*/o.

K ein e  sicheren M aßstabe  
f ü r  „gerechte“ Entlohnung

W ollte man eine leistungsge­
rechte Einkommensverteilung er­
reichen, so müßten die Produktions­
faktoren gemäß ihrem produktiven 
Beitrag zum Sozialprodukt entlohnt 
werden. Dies würde voraussetzen, 
daß der Leistungsbeitrag jedes ein­
zelnen Produktionsfaktors, insbe­
sondere auch des qualitativ  so un­
terschiedlichen Faktors Arbeit, ex­
akt berechnet w erden könnte. Daß 
dies in  einer entwickelten, arbeits­
teiligen Volkswirtschaft nicht mög­
lich ist, bed.arf kaum einer w eite­
ren Diskussion. Die Forderung nach 
dem „vollen A rbeitsertrag“ ist der 
Ruf nach einer Patentlösung, die es 
in der W irklichkeit für das Pro­
blem der gerechten Einkommens­
verteilung nicht gibt.

Es fragt sich allerdings, ob sich 
nicht wenigstens in  einer gewissen 
Aimäherung Ersatzmaßstäbe ' fin­

den lassen. Nicht selten genannt 
w erden die Lohnquote und die ge­
samtwirtschaftliche Prodiuktivitäts- 
entwicklung. Bei genauer Betrach­
tung zeigt sich jedoch, daß sowohl 
die Lohnquote als auch der "gesamt­
wirtschaftliche Produktivitätsindex 
für die Lohnpolitik keinen Maßstab 
darstellen können und daß sie vor 
allem für die verteilimgspolitische 
Auseinandersetzung so gut wie 
keinen Aussagew ert besitzen.

Der Anteil des Einkommens der 
unselbständig Beschäftigten am So­
zialprodukt zu Faktorkosten um­
faßt den Lohn des Geleg^enheits- 
arbeiters ebenso w ie das Gehalt 
des Generaldirektors eines großen 
Konzerns. Die mit „unselbständig 
Beschäftigte" bezeichnete Gruppe ist 
also in hohem Maße heterogen, 
und das PrcAIem der Leistungsge­
rechtigkeit der Einkommensvertei­
lung wird bei der Berechnimg der 
Lohnquote in keiner W eise ange­
sprochen. Im übrigen kann sich die 
Lohnquote auch bei konstanten 
Lohnsätzen ändern. Dies ist immer 
dann der Fall, wenn der Anteil der 
Unselbständigen an den Beschäftig­
ten insgesamt im Zeitablauf 
variiert. Eine steigende Lohnquote 
muß ebensowenig m it steigendem 
Lebensstandard d er Arbeitnehm er 
einhergehen, w ie eine konstante 
Lohncjuote nicht als Ausdruck für 
eine gleichbleibende Einkonunens- 
verteilung gew ertet w erden kann.

A ber auch durch den anderen Er­
satzmaßstab, durch e ine  Ausrich­
tung der Lohnpolitik an der ge- 
samtwirtschaftliihen Produktivitäts­
steigerung, kann das Problem der 
gerechten Einkommensverteilung 
nicht gelöst werden. Eine Produk­
tivitätssteigerung kann sowohl auf 
eine verm ehrte Leistung der Ar­
beiter a ls  auch auf organisatori­
sche Verbesserungen und den Ein­
satz fortschrittlicher Produktions­
verfahren zurückzuführen sein. 
Auch hier kann die Frage der Zu­
rechnung nicht gelöst werden. 
Selbst weim der A rbeitgeber nach- 
weisen könnte, daß eine bestimmte 
Produktivitätssteigerung allein 
durch die Einführung einer verbes­
serten Produktionsmethode bewirkt 
worden ist, w äre der. Hinweis der 
Arbeitnehmer, daß damit auch ihre 
Arbeit w ertvoller geworden sei, 
nicht unbeachtlich.
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M an sieht hieraus, daß die Frage 
der gerechten Einkommensvertei­
lung vor allem ein politisches Pro­
blem zu sein scheint, für das es 
eine für alle Situationen gültige 
Patentlösung nicht gibt. Der Lohn­
konflikt ste llt sich, zumindest von 
(ler Seite der Gerechtigkeit der 
Einkommensverteilung her betrach­
tet, als ein echter, dauernder Kon­
flikt in der arbeitsteiligen W irt­
schaft einer freien Gesellschaft dar. 
Es erscheint darum nur folgerichtig, 
wenn d ie Gewerkschaften in der 
Bundesrepublik trotz der erheb­
lichen Reallohnsteigerungen in den 
letzten Jahren auch heute bestrebt 
sind, den Lebensstandard der Ar­
beitnehm er im W ege der Durch­
setzung neuer Lohn- und Gehalts­
erhöhungen w eiter zu verbessern.

G renzen für
geioerkachaftliche K a m p fm itte l

Es fragt sich jedoch, ob nun die 
Löhnfordeningen der Gewerkschaf­
ten jederzeit mit allen verfügbaren 
und erlaubten gewerkschaftlichen 
Kampfmitteln durchgesetzt werden 
sollten oder ob es trotz des Feh­
lens eines M aßstabes für eine ge­
rechte Einkommensverteilung nicht 
dennoch bestimmte Grenzen für 
die V ertretbarkeit von Nominal- 
lohnerhöhtmgen gibt. Es scheint so, 
daß solche Grenzen stets dann er­
reicht werden, wenn die Durchset­
zung von Nominallohnerhöhungen 
zu allgemeinen Preissteigerungen 
führt oder wenn sie die Vollbe­
schäftigung und das w eitere w irt­
schaftliche Wachstirai gefährdet,

Preissteigerungen werden immer 
dann den Lohnerhöhungen folgen, 
w enn die M arktlage es den Unter­
nehmern gestattet, die gestiegenen 
Lohnkosten über den Preis auf den 
Käufer ihrer W aren abzuwälzen. 
Steigende Preise w erden folglich 
dann zu verzeichnen sein, wenn 
bei relativ  konstantem  Angebot 
und Konstanz der sonstigen volks­
wirtschaftlichen Nachfragekompo- 
nenten w ie Investitionen, Staats­
ausgaben und Saldo der Zahlungs­
bilanz der Lohneinkommenszuwachs 
voll in den Konsum fließt. Je  mehr 
dagegen von dem Mehreinkommen 
der Arbeitnehm er gespart wird, 
desto weniger werden Lohner­
höhungen zu Preissteigerungen füh­
ren und um so weniger ist es mög­

lich, daß die Unternehmer ihre In­
vestitionen über den Preis finan­
zieren.

Andererseits w äre gesam twirt­
schaftlich betrachtet das Ausmaß 
der Preissteigenm gen auch im Falle 
einer erheblichen Steigerung der 
Konsumgüternachfrage zumindest 
langfristig relativ gering, wenn die 
Lohnerhöhungen init einer Ein­
schränkung der Investiticmen, mit 
einer Einschränkung der Staatsaus­
gaben, mit einem  Exportrückgang 
oder mit verstärkten  Importen zeit­
lich zusammenfaJlen. Dies würde 
jedoch.voraussetzen, daß m an eine 
Änderung in  der Verwendung des 
Sozialprodukts zugunsten des Kon­
sums herbeiziuführen bereit ist, und 
auch diann fragt sich noch, inwie­
weit dies jeweils praktisch möglich 
sein wird. Die Erfahrung lehrt, daß 
die Grenzen hierfür in der Realität 
recht eng gezogen sind.

N egative A usw irkungen  
a u f Investitionen

W enn die Lohnerhöhungen nicht 
gespart werden, ist die Gefahr der 
Preissteigerung also stets vorhan­
den, solange das Konsumgüteran­
gebot auf dem M arkt nicht ver­
größert w erden kann. Aber auch 
wenn die Arbeitnehmer den größ­
ten Teil ihres Mehreinkommens 
nicht dem Konsum zuführen, sind 
Lohnerhöhungen in bestimmten 
Situationen nicht unproblematisch. 
Bei konstanter Nachfrage und stei­
genden Lohnkosten w erden die Ge­
winne der Unternehmer verringert, 
und es ist theoretisch nicht ausge­
schlossen, daß sich diese Entwick­
lung negativ auf die Investitions­
tätigkeit und damit auf das Tempo 
des wirtschaftlichen Wachstums 
auswirkt. Man sieht also, daß es 
jenseits der Frage der Gerechtig­
keit der Einkommensverteilung 
offenbar doch M aßstäbe gibt, an 
denen eine für die Gesamtwirt­

schaft mitverantwortliche Lohnpoli­
tik der Tarifpartner orientiert wer­
den muß.

L oh n po litik  in  gesam t­
w irtschaftlicher V erantw ortung

Bei der Durdxsetzung und Ge- 
währvuig von Lohnerhöhungen soll­
ten die Tarifpartner stets die ge­
samtwirtschaftliche Entwicklung im 
Auge behalten. Da man die Tarif­
partner, insbesondere die Gewerk­
schaften, für die Gewährleistung 
der Geldwertstabilität, der Vollbe­
schäftigung und einer ausreichen­
den W achstumsrate des Sozialpro­
dukts jedoch keinesfalls allein ver­
antwortlich machen kann, bedarf 
es zunächst einmal einer eindeuti­
gen und konkreten wirtschaftspoli­
tischen Konzeption der jeweiligen 
Regierung. Diese muß für die lang­
fristige Entwicklung bestimmte Da­
ten setzen, an denen sich die Tarif­
partner, unbeschadet ihrer Autono­
mie und ihrer unm ittelbaren Zu­
ständigkeit für die Lohnpolitik, 
auszurichten haben. Sowohl die 
Regierung als auch die Notenbank 
haben dabei die Verpflichtung, den 
Rahmen für die Lohnpolitik so ab­
zustecken, daß die Tarifpartner 
zwischen der W ahrung der berech­
tigten Interessen ihrer Mitglieder 
und ihrer gesamtwirtschaftlichen 
Verantwortung nicht in Konflikt 
geraten.

Mit einiger Besorgnis muß im 
Hinblick auf die zu erwartenden 
Lohnkämpfe in der Bundesrepublik 
festgestellt werden, daß es hier 
immer noch an einem amtlichen 
Orientierungsbudget und an einer 
klaren, auf die langfristige w irt­
schaftliche Entwicklung ausgerichte­
ten Konzeption der amtlichen W irt­
schaftspolitik fehlt, So daß der 
Spielraum für die kommenden lohn­
politischen Auseinandersetzungen 
in keiner W eise ausreichend abge­
steckt zu sein scheint. (mc)

Statt verfehlter Lohnpolitik: sinnvolle Eigentum spolitik

Im  vergangenen Jahr hat die Lohn­
quote einen großen Sprung nach 
oben getan. Der Anteil der Brutto­
einkommen aus unselbständiger 
A rbeit am Volkseinkommen ist

von 60,6 “/() auf 62,3®/» — dem 
höchsten Stand seit 1950 — gestie­
gen, nachdem er  sich in den Jah ­
ren zuvor stets um 60 "/o herum be­
wegt hatte.
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B ei N ad ifra g e in fla tio n  A btcälzung  
d e r  K osten  a u f den  P reis

Es überrasd it nidit, daß die Ge­
w erksdiaften, die sd ion seit lan­
gem für d ie  A rbeitnehm er einen 
höhieren A nteil am Sozialprodukt 
als eines ih rer w iditigsten Ziele er­
streben, d iese Entwidclung als 
einen Erfolg ihrer „aktiven Lohn- 
und Tarifp>olitik" hinstellen. Daß 
dem in W irklidikeit nidit so ist, 
w issen auch die volkswirtsdiaft- 
lid ien  Experten der Gewerksdiaf­
ten  sehr gut. Der Beweis ist leidit 
zu führen. Sdion in früheren Jah­
ren  sind d ie Arbeitnehmer-Einkom­
m en in  annähernd gleidiem, 1951 
und 1955 sogar in  nodi stärkerem 
M aße als 1961 gesiiegen. Und trotz­
dem  h a t sid i d ie  Lohnquote nidit 
oder n u r unw esentlidi erhöht; in 
einigen Jah ren  ist sie sogar gefallen.

W oran lag dies? Die wirtsdiaft- 
lid ie  Entw iddung der fünfziger 
Jah re  ist du rd i eine fast ununter- 
b rod iene Nadifrageinflation ge- 
kiennzeidinet gewesen. Die meist 
w eit über das reale  Güterangebot 
h inausgehende in- und aoisländisdie 
N adifrage gestattete es den Unter­
nehm ern, d ie  von der Lohnseite 
bew irkten  Kostenerhöhungen im 
Preis abzuw älzen.' Somit änderte 
sid i an  d e r Einkommensverteilung 
sio gut w ie  nidits.

Inzw isdien hat sid i d ie  wirt- 
sd iaftlid ie  Situation grundlegend 
gew andelt. Von der Nadifrage- 
infliatiion sind w ir ohne Unterbre- 
d iung und fast unibemerkt in die 
K osteninflation hinübergeglitten. 
Die s e it e tw a einem Jah r gedämpf­
te re  N adifrage und der ständig zu­
nehm ende internationale Wettbe-

werbsdnuds madien es dem Unter­
nehmer immer sdiwerer, die lohn­
bedingten Kostenerhöhungen im 
Preis weiterzugeben. Die Folge ist, 
daß die Lohnko'stenerhöhtuigen die 
Gewinnsparmeii der Unternehiner 
zu'sammendrüdcen.

Diesen w irtsdiaftlidien Prozeß 
haben w ir im vergangenen Jahr 
erlebt. Er hat seinen zahlenmäßigen 
N iedersdilag ira d e r volkswirtsdiaft- 
lidien Gesamtredinung gefunden: 
in d e r oben erw ähnten Erhöhung 
der Lohnquote und in  dem Rüdi- 
gang der Gewinnqpiote von 39,4 “/o 
auf 37,7 */». A udi heute nodi ist die­
ser Vorgang typ isd i für unsere 
konjunkturelle Lage.

Ü bersteigerte L ohnpolitik  
b irg t G efahr fü r  a lle

Die Gewerksdiaften glauben, 
je tzt in der Lage zu sein, ihre alte 
Forderung nadi einer Einkommens­
umverteilung endlidi durdisetzen 
zu können. In der gewerksdiaft- 
lidien Zeitsdirift „Die Q uelle“ 
(Nr. 4/1962) w ird in  dem Artikel 
„Bs geht jetzt um eine höhere 
Lohnquote \  niit aller Offenheit er­
klärt: „Die' gegenwärtige W irt-
sdiaftssituation bietet die Chance 
zur W iedererhöhung des A rbeit­
nehm eranteils . . .  Es w ird sidi ent- 
sdieiden, ob die deutsdien A rbeit­
nehmer bereit siind, unbeirrt durdi 
die Propaganda der Unternehmer, 
ihre Chance audi w irklidi auszu­
nutzen.“

Daß eine derartig  übexsteigerte 
Lohnpolitik mit erheblidien Gefah­
ren — audi für die A rbeitnehm er — 
verbünden ist, wird in  dem Artikel 
nddit gesagt. Die Erfahrungen der

Vergangenheit zeigen, daß eine 
Umverteilung des Sozialprodukts 
auf lohnpolitisdiem  W ege stets 
zum Sdieitern verurteilt ist. W enn 
die Gewerksdiaften audi weiterhin 
Lohnerhöhungen durchsetzen, die 
wellt über den Produktivitätszu- 
wadis hinausgehen, so könnte es 
ihnen zw ar möglidierweise gelin­
gen, die Gewinnspärmen nodi 
etwas stärker zu besdineiden und 
die Lohnquote nödi etwas w eiter 
zu erhöhen. Von Dauer wird die­
ser Erfolg jedoch nicht sein. Denn 
eine solche „ expansive Lohnpolitik" 
muß in der gegenwärtigen kon­
junkturellen Situation zwangsläufig 
in  einem wirtschaftlichen Rück­
schlag enden, der den A rbeitneh­
mern rücht nur ihre Erfolge wie­
der zunichte machen wird, sondern 
sich für sie sogar nachteilig aus-, 
w irken muß.

Druck a u f G ewinnspannen
schm älert Investitionsneigung

Denn auch die G ewerksdiaften 
können an dem volkswirtschaft­
lichen „Gesetz" nichts ändern: Ein 
anhaltender Druck auf die Gewiim- 
spannen beeinträchtigt die Investi­
tionsneigung der Untemehmer. 
Kein Unternehmer w ild bereit sein, 
dann noch risikobeladene Investi- 
tiioiien vorzune-hmen, w enn ihm 
gleichzeitig seine Gewinne be­
schnitten werden. Ein Rückgang der 
Investitionstätigkeit hat jedoch 
wieder eine Drosselung der Nach­
frage — zuerst im Investitions­
güterbereich, später in der Qesamt- 
wirtschaft — und möglicherweise 
Produktionseinschränkungen und 
damit eine Freisetzung von A rbeits­
kräften zur Folge.
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Dieses „Gesetz" gilt um so mehr, 
als eine Gewiimreduziening in 
erster Linie meist nicht zu Lasten 
der Gewinnentnahmen, sondern zu 
Lasten der nicht entnommenen Ge­
winne geht. Das vergangene Jah r 
ist hierfür ein  typisches Beispiel. 
Die Nettoeinkommen der Unter­
nehm er sind 1961 nodi um knapp 
1 “/o gestiegen, die nidit entnom­
menen Gewinne dagegen sind um 
fast 18 %  zurüdigegangen. W enn 
trotzdem das gesamte Inyestitions- 
v^olumen im vorigen Jah r immer 
nodi beachtlidi gestiegen ist, so 
nur deshalb, weil die Unterneh­
men in verstärktem  Maße auf die 
Fremdfinanzierung ausgewidien 
sind. So begrüßenswert dieser Um- 
strukturierungspTozeß im Hinblidc 
auf eine gleidim äßigere Vennö- 
gensverteilung audi sein mag, so 
w äre es doch trügerisdi, glauben 
zu wollen, man könne diesen Pro­
zeß beliebig lange fortsetzen. Denn 
die Investitiansneigung der Unter­
nehm er ist in sehr starkem  Maße 
von d er Selbstfinanzierungsmög- 
lidikeit abhängig.

Dies klingt audi deutlid i in dem 
Jahresbericht 1961 der Deutschen 
Bundesbank an, in  dem es heißt 
(S. 55): „Eine Einschränkung der 
Selbstfinanzierungsrate hat aber 
a lle r Erfahrung nach zur Folge, daß 
d ie Unternehmen neue Investitions­
programme w egen des erhöhten 
Zwanges zur Kreditaufnahme in 
der Regel mit größerer Vorsicht als 
vordem in Angriff nehmen." Auch 
wenn dies für die Großunterneh­
men nicht durchweg zutreffen 
sollte, da diese ihre langfristigen 
Investitionsplanungen weitgehend 
unabhängig vom Konjunkturverlauf 
durchführen, so gilt diese Feststel­
lung um so m ehr für die Mittel- 
■und Kleinunternehmen, die bei 
ihrer Investitionsfinanzierung in 
erheblichem Maße auf nicht ent­
nommene Gewinne angewiesen 
sind.

D ruck a u f d iu  
B eschäftigungin iveau

Dies zwingt zu der Schlußfolge­
rung: Eine Beeinträchtigung der In­
vestitionsbereitschaft imd dam it 
d e r Investitionstätigkeit, eine noch 
stärkere Reduzierung unseres w irt­
schaftlichen Wachstums und letzt- 
lidi sogar eine wirtschaftlidie De­

pression mit einer m ehr oder min­
der großen Arbeitslosigkeit wer­
den d ie  unausweichlichen , Folgen 
sein, wenn es uns nicht gelingt, 
die übersteigerte Lohnentwicklvuig 
und die angesichts des rückläufigen 
Produktivitätszuwachses progressiv 
zimehmenden Kostenbelastungen 
der Unternehmen abzubremsen.

Es sind nicht allein die Arbeit­
geber, die ' vor diesen Gefahren 
w arnen und deshalb eine Ausrich­
tung der Lohnpolitik an dem  w irt­
sdiaftlichen • Wachstum fordern. 
Auch die M aßhalte-Appelle des Btm- 
deswirtsch'aftsministers und  die 
w arnenden Ausführungen der Bun­
desbank zielen auf das gleiche. So 
schrieb d ie Bundesbank in ihrem 
Monat^beiiidit für April 1962 (S. 29): 
„Der Druck auf das Beschäftigungs­
niveau könnte überdies noch ver­
stä rk t werden, wenn sich bei an­
haltend sta rk  steigenden Löhnen 
unid schwieriger w erdenden Preis­
erhöhungen d ie , Schrumpfung der 
Gewinnmargen fortsetzte und in­
folgedessen die Investitionsnei­
gung w eiter nachließe. Immerhin 
w äre es nicht angezieigt, die Her­
stellung norm aler M arktveihält- 
nisse ausschließlich einer solchen 
Selbstkorrektur zu überlassen. 
Selbstkorrekturen der geschilder­
ten A rt sind erfahrungsgem äß um 
so schmerzlicher, je  stärker die 
Übersteigerungen waren, die sie 
korrigieren wollen; sie können 
auch leicht zu relativ  langwierigen 
Störungen des volkswirtschaft­
lichen Wachstums führen," wie sie 
Großbritannien in den letzten Jah­
ren erlebt hat.

G efährdung d er  in tern a tion a len  
K on ku rren zfäh igkeit

Die lohnkostenbedingten Preis­
steigerungen, w ie sie in den letz­
ten zwei Jahren  verstärk t zu ver­
zeichnen waren, gefährden nicht 
zuletzt auch unsere Konkurrenz­
fähigkeit auf den W eltm ärkten. Sie 
erschweren einerseits unseren Ex­
port, der bereits 1961 Ansätze einer 
rückläufigen Entwicklung gezeigt 
hat. Sie verstärken andererseits 
das V ordringen ausländischer Im­
porte auf den deutschen M arkt, die 
se it etwa einem Jah r — vor allem 
im Fertigwarenbereich — erheblich 
zunehmen. Auch von hier aus

müßte eine Fortsetzung der- bis­
herigen Lohnpolitik die Konjunk­
tur unserer W irtschaft in Gefahr 
bringen.

Darüber hinaus gilt es zu beden­
ken, daß sich mit zunehmender 
W irtschaftsintegration auf dem 
EWG-Markt und innerhalb der 
atlantischen Gemeinschaft der W ett­
bewerb beträchtlich verstärken 
Wird. Die deutsche Industrie wird 
in diesem  W ettbewerb nur dann 
m ithalten können, wenn sie schon 
jetzt durch erhöhten Kapitaleinsatz 
ihre technischen Anlagen verbes­
sert und damit d ie  Produktivität be­
trächtlich steigert. Diese notwendi­
gen und umfangreichen Rationali­
sierungsinvestitionen w ird sie 
allerdings nur dann durchführen 
können, wenn ihr nicht durch eine 
anhaltende Gewinnbeschneidung 
hierzu die finanziellen Möglichkei­
ten genommen werden.

All dies zeigt, daß der von den 
Gewerkschaften geführte Kampf 
„Lohnquote contra Gewinnquote 
bzw. contra Investitionsciuote" eine 
falsche Lohnpolitik ist, die letztlidi 
den Arbeitnehm ern am meisten 
zum Nachteil gereidien wird. Fast 
kann man sagen: Mit einer solchen 
Gewerkschaftspolitik sägen sich die 
Arbeitnehm er selbst den A st ab, 
auf dem sie sitzen. Auch d ie Ge­
werkschaften sollten endlich ein­
sehen, daß —̂ um einen Satz aus 
dem Lohngutachten des W issen­
schaftlichen Beirats beim Bundes- 
wirtschaftsministerium zu zitieren 
— „mit lohnpolitischen Maßnahmen 
allein w eder eine wirkliche Ände­
rung der V erteilungssituation noch 
ein Eingriff in den Prozeß der V er­
mögensbildung erreicht werden 
kann.* Eine höhere Lohnquote, die 
ffiicht nur einen konjunkturellen 
Augenblickserfolg darstellt, son­
dern von D auer ist, wird sich ohne 
Schaden für die Investitionstätig­
keit und das wirtschaftliche Wachs­
tum nur dann erreichen lassen, 
wenn die Arbeitnehm er bereit sind, 
m ehr zu sparen. Mit anderen W or­
ten: Nicht eine „expansive Lohn­
politik" der Gewerkschaften, son­
dern nur eine sinnvolle Eigentums­
politik kann dazu verhelfen, den 
Arbeitnehmern ein größeres Stück 
vom „Sozialprodukts-Kuchen“ zu 
versch'affen. ' (j. b.)
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